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Liebe Leserinnen und Leser des bAV-Updates, 
 
aus der Ampel wurde eine rot-grüne Fußgängerampel. Nahezu alle Gesetzgebungsverfahren wurden gestoppt. 
Das gilt auch für die Vorhaben im Bereich der Alterssicherung. Bedauerlich ist das hinsichtlich des Regierungsent-
wurfs für das 2. BRSG. Er enthält eine ganze Reihe von positiven Änderungsvorschlägen, die in dieser Form tat-
sächlich eine Stärkung der betrieblichen Altersversorgung bewirkt und einen Beitrag zu einer höheren Verbreitung 
geleistet hätten. Im Rahmen der Ausschussberatungen hätte die reale Chance bestanden, Sozialpartnermodellen 
neuen Drive zu verschaffen. Jetzt müssen wir alle notgedrungen warten, bis sich eine neue Koalition nach der 
Bundestagswahl der Themen hoffentlich möglichst wieder annimmt. Diese Wartezeit sollte man nutzen: Ver-
bände, Gewerkschaften, Wissenschaft und Ministerien müssen jetzt weiter an dem Gesetzentwurf arbeiten und 
ihn zielführend weiterentwickeln. Ziel muss es sein, der neuen Regierung einen Gesetzentwurf vorzulegen, der 
von allen bAV-Stakeholdergruppen mitgetragen wird, um ihn möglichst schnell umzusetzen.  
 
Doch auch neben dieser bAV-Baustelle gibt es noch viele andere, wie diese Ausgabe des bAV-Update zeigt. Ich 
wünsche Ihnen eine erkenntnisreiche Lektüre und anschließend sinnerfüllte Weihnachtstage und einen guten Jah-
reswechsel. 
 
Im Namen der aba und dem Geschäftsstellen-Team möchte ich Ihnen danken für Ihr Interesse an unserer Arbeit 
und all die Unterstützung, die wir auch 2024 wieder erfahren durften. Für 2025 wünschen wir Ihnen alles erdenk-
lich Gute, Glück und Erfolg, vor allem aber beste Gesundheit, 
 
Ihr Klaus Stiefermann 
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POLITIK 

Stand des Verfahrens zum Zweiten Betriebsrentenstärkungsgesetz 

Am 18. September 2024 wurde der Regierungsentwurf zum BRSG II im Kabinett verabschiedet und wurde in sei-
nem parlamentarischen Weg für den ersten Durchgang an den Bundesrat überwiesen (BR-Drucksache 488/24). 
Die Ausschüsse erarbeiteten dann eine Empfehlung zur Beratung an den Bundesrat. Aus dem ersten Durchgang 
der Beratungen ergab sich der Beschluss des Bundesrates, der nun im Verfahren im Bundestag aufgenommen 
werden könnte. Aufgrund des Koalitionsbruches und den anstehenden Neuwahlen am 23. Februar.2025 ist es 
aber nicht mehr aussichtsreich, dass das Verfahren im Bundestag aufgenommen und zum Abschluss gebracht wer-
den kann. 
 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Regierungsentwuerfe/reg-zweites-gesetz-zur-staerkung-der-betrieblichen-av.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://dip.bundestag.de/vorgang/zweites-gesetz-zur-st%C3%A4rkung-der-betrieblichen-altersversorgung-und-zur-%C3%A4nderung/316391?term=he%3Abr%20AND%20dr%3A488%2F24&f.typ=Vorgang&rows=25&pos=1&ctx=e
https://dserver.bundestag.de/brd/2024/0488-24.pdf
https://dserver.bundestag.de/brd/2024/0488-1-24.pdf
https://dserver.bundestag.de/brp/1049.pdf#P.446
https://dserver.bundestag.de/brd/2024/0488-24B.pdf
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Dennoch ist es interessant, sich die Stellungnahme zu Änderungsvorschlägen (Beschluss) und auch die Empfeh-
lungen der Ausschüsse im Vergleich zum Regierungsentwurf anzuschauen. 
 
Die Empfehlungen der Ausschüsse des Bundesrates enthalten alle folgenden Punkte. Der Bundesrat hat in seinem 
Beschluss einige wie beschrieben nicht übernommen: 
 In Zusammenhang mit § 6 BetrAVG empfiehlt der Bundesrat den Bezug von Teilbetriebsrenten, analog der 

Höhe der gesetzlichen Teilrenten explizit erleichtern / ermöglichen und empfiehlt zur Klarstellung die S. 2 und 
3 stehen zu lassen. Die weitergehende Änderung des Satzes 2, wie von den Ausschüssen begehrt, wurde von 
Bundesrat nicht übernommen. 

 Der Bundesrat begrüßt die beabsichtigte weitergehende Öffnung des Sozialpartnermodells (SPM) auf Dritte 
(Zielrichtung: KMU) 

 Nach dem Ansinnen der Ausschüsse, aber nicht vom Bundesrat übernommen, soll bei dem SPM die Aufhe-
bung des Tarifvorbehalts geprüft werden und damit das SPM ganz ohne Tarifvertrag durchführbar gemacht 
werden. 

 Der Wunsch der Ausschüsse für die BZML ein niedrigeres Niveau als 100% zuzulassen, wurde vom Bundesrat 
nicht geteilt. 

 Der Bundesrat hat Bedenken gegen die geplante Steuerfreistellung des Abfindungsbetrag gem. § 3 Abs. 2a 
BetrAVG-E durch § 3 Nummer 55c Satz 2 Buchstabe b EStG-E. Bei dem Widerspruch zur geplanten Steuerfrei-
stellung des Abfindungsbetrags geht es schwerpunktmäßig um die doppelte Befreiung durch den Sonderaus-
gabenabzug nach § 10 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a EStG oder derer erstmalige ungerechtfertigte Befrei-
ung von ungeförderten Beiträgen. 

 Der Bundesrat spricht sich für einen weitergehenden Ausbau der Geringverdienerförderung aus und bittet 
daher um Prüfung, ob eine deutlichere Anhebung des höchstmöglichen Förderbetrages über die Lohnanpas-
sung hinaus möglich ist. 

 Der Bundesrat wendet sich gegen einen kategorischen Ausschluss der Nutzung des § 187a SGB VI für unter 
50-jährige. 

 Der Bundesrat zeigt sich für eine Angleichung der Abzugsfähigkeit von Beiträgen zu Direktversicherungen, 
Pensionskassen und Pensionsfonds auf einem Niveau von jeweils 8% offen. 

// MK 
 

Rentenpaket II durch Koalitions-Aus auf dem Abstellgleis 

Auch das sog. Rentenpaket II ist dem Auseinanderbrechen der Koalition zum Opfer gefallen. 
 
Die aba hat am 21. März 2024 gegenüber dem federführenden Bundesministerium für Arbeit und Soziales Stellung 
zum Referentenentwurf für ein Rentenniveaustabilisierungs- und Generationenkapitalgesetz (Rentenpaket II) ge-
nommen (die aba-Stellungnahme steht für Mitglieder im Mitgliederbereich zur Verfügung).  
 
Wir haben kritisiert, dass durch die im Gesetzentwurf vorgesehenen Maßnahmen in Zukunft die Kosten des de-
mografischen Wandels nahezu komplett auf die Beitragszahler abgewälzt werden sollten. Aus dem geplanten „Ge-
nerationenkapital“ seien nur eher bescheidene Entlastungen zu erwarten. Damit gehe das geplante Gesetz die 
echten demografischen Herausforderungen, vor denen die gesetzliche Rentenversicherung steht, nicht an. Es 
schaffe sogar neue, da Arbeitnehmern angesichts stark steigender Rentenversicherungsbeiträge immer weniger 
Mittel zum Aufbau einer betrieblichen oder privaten Altersversorgung zur Verfügung stünden.Im Übrigen begrüßt 
die aba, dass die Mindestrücklage für die Nachhaltigkeitsrücklage vom 0,2-fachen auf das 0,3-fache der durch-
schnittlichen Ausgaben für einen Kalendermonat der allgemeinen Rentenversicherung angehoben werden soll. 
 
Das Rentenpaket II hatte bereits einige parlamentarischen Hürden genommen. So fand am 14. Oktober 2024 eine 
Anhörung vor dem Ausschuss für Arbeit und Soziales statt. 

// St 

  

https://www.bmas.de/DE/Service/Gesetze-und-Gesetzesvorhaben/gesetz-zur-stabilisierung-des-rentennniveaus-aufbau-generationenkapital.html
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/stellungnahmen/2024-03-28-aba-stellungnahme-zum-referentenentwurf-fuer-das-rentenpaket-ii-echte-demografische-herausforderungen-nicht-angegange
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a11_arbeit_soziales/Anhoerungen/1021176-1021176
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aba-Stellungnahme zum Referentenentwurf zum pAV-Reformgesetz 

Wie bereits im bAV-Update 03|2024 berichtet, hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) den Referenten-
entwurf eines Gesetzes zur Reform der steuerlich geförderten privaten Altersvorsorge (pAV-Reformgesetz) am 
30. September 2024 einer Vielzahl von Verbänden mit der Bitte um Stellungnahme bis zum 18. Oktober 2024 
zugeleitet. 
 
Die mit dem Referentenentwurf für das pAV-Reformgesetz aufgeworfenen Fragestellungen, die möglichen Aus-
wirkungen auf die betriebliche Altersversorgung und die Balance der drei Säulen der Altersversorgung sind u.E. 
äußerst komplex. Wir bedauern daher sehr, dass das BMF den Referentenentwurf erst über 14 Monate nach der 
Veröffentlichung des Abschlussberichts der Fokusgruppe zur Konsultation gestellt und weniger als drei Wochen 
Zeit zur Stellungnahme eingeräumt hat. 
 
In der Stellungnahme zum BMF-Referentenentwurf weist die aba u.a. hin auf: 
 
Altersversorgung ist mehr als Vermögensbildung: Für die private Altersversorgung ist eine Konzentration auf die 
Altersleistung vorgesehen. Todesfall- und Erwerbsminderungsrisiken dürfen hier nicht mehr abgesichert werden. 
Damit werden in den genannten Bereichen mögliche Versorgungslücken eröffnet, die bei der betrieblichen Alters-
versorgung vermieden werden können. Der vorliegende BMF-Referentenentwurf sieht auch eine Förderung für 
Produkte mit einem Auszahlungsplan vor, der mit dem 85. Lebensjahr endet. Diese Auszahlungsform kann bei 
Leistungsbeginn auf viele Menschen durchaus attraktiv wirken. Dabei wird aber in Kauf genommen, dass Men-
schen im fortgeschrittenen Alter, d.h. zu einem Zeitpunkt, in dem sie nicht mehr gegensteuern können, einem 
erhöhten Altersarmutsrisiko ausgesetzt sein können und staatliche Unterstützung notwendig wird. Finanzielle Ri-
siken werden damit auf die künftigen Steuerzahler übertragen, während nicht verbrauchtes Altersvorsorgeka-
pital – anders als bei der betrieblichen Altersversorgung – großzügig vererbt werden kann. Das halten wir bei 
einer verbreiteten Entscheidung für diese Auszahlungsform für sozialpolitisch kritisch, zumal die künftige Förde-
rung ja die Bevölkerung in der ganzen Breite erreichen soll. Heute erreichen laut der Sterbetafel 2021/2023 des 
Statistischen Bundesamts bereits 54% der Frauen und 36% der Männer das 85. Lebensjahr. Menschen leben damit 
im Durchschnitt deutlich länger als sie annehmen. 
 
Säulenübergreifendes Gesamtkonzept für die Altersvorsorge in Deutschland fehlt: Wir bedauern es, dass bei der 
Umsetzung ein weiteres Mal die Chance vertan wurde, eine Bestandsaufnahme und Zieldefinition der drei Säulen 
der Altersversorgung vorzunehmen. Daher lässt auch der vorgelegte BMF-Referentenentwurf keine bzw. nur we-
nig Verzahnung mit den anderen Säulen erkennen und trägt so auch nicht dazu bei, ein säulenübergreifendes 
Gesamtkonzept für die Alterssicherung voranzubringen 
 
Aufbau kapitalgedeckter Altersvorsorge sollte effizient erfolgen: Im Hinblick auf die Effizienz der künftigen privat 
geförderten Altersversorgung setzt der BMF-Referentenentwurf auf den Wettbewerb der Anbieter und den 
„mündigen Bürger“, der für sich das richtige Produkt auswählen will und kann. Vorgesehen sind hierfür v.a. Wech-
selmöglichkeiten der Kunden und eine digitale Vergleichsplattform. Ob derartige Wechselmöglichkeiten bei lang-
fristigen Prozessen wie der Altersvorsorge tatsächlich im Interesse der Vorsorgenden sind, bezweifeln wir. Die 
kollektive betriebliche Altersversorgung setzt demgegenüber erfolgreich auf Altersversorgungssysteme, die So-
zialpartner oder Arbeitgeber über Altersversorgungseinrichtungen für Gruppen von Arbeitnehmern auswählen. 
 
Die Bundesregierung sollte konsistente Anreize und Botschaften zum erforderlichen Ausbau kapitalgedeckter 
Altersvorsorge setzen: Der BMF-Referentenentwurf wirft hier viele grundlegende Fragen auf. Wie steht die – im 
Vergleich zum Regierungsentwurf für das Zweite Betriebsrentenstärkungsgesetz (2. BRSG) – über dreimal so hohe 
Förderung dieser längerfristigen Vermögensbildung zur Zielsetzung der Bundesregierung, die betriebliche Alters-
versorgung, v.a. durch eine Weiterentwicklung des Sozialpartnermodells, auszubauen? Für die private Altersvor-
sorge wird eine neue Geringverdienerförderung vorgesehen, die die zuvor starke Förderung von Müttern mit Kin-
dern mindert und damit das Gender Pension Gap wieder vergrößert. Wir empfehlen stattdessen die zielgenaue 
Geringverdienerförderung in der Betriebsrentenreform (§ 100 EStG). Für die private Altersvorsorge sollen Pro-
dukte gefördert werden, die aus Sicht der Vorsorgenden deutlich flexibler und rentierlicher sein können als es die 

https://www.aba-online.de/application/files/7317/2770/9850/20240930_bAV-Update_3_2024.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2024-09-30-pAV-ReformG/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2024-09-30-pAV-ReformG/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/abschlussbericht-fokusgruppe-private-altersvorsorge.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.aba-online.de/application/files/3717/2950/2527/20241018_aba-SN_Entwurf_pAV-Reformgesetz_FINAL.pdf
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derzeitigen Rahmenbedingungen der betrieblichen Alters-versorgung erlauben. Dies betrifft u.a. die Flexibilisie-
rung bzw. Aufhebung der Beitragsgarantie ebenso wie die generelle Frage der Vererblichkeit von nicht verbrauch-
tem Altersvorsorgekapital. Diese im BMF-Referentenentwurf definierten Rahmenbedingungen für die private Al-
tersvorsorge sind geeignet, die betriebliche Altersversorgung nachhaltig zu beschädigen und die von der Bundes-
regierung angestrebte Ausweitung der betrieblichen Altersversorgung zu konterkarieren. 
 
Neue Förderung für alte und neue bAV-Verträge ist zu begrüßen, doch Rechtsklarheit ist notwendig und unnö-
tige Komplexität muss vermieden werden: Wir begrüßen die vorgesehene Anhebung des Sonderausgaben-
Höchstbetrages sowie grundsätzlich auch die neue Fördersystematik, die auch für bestehende bAV-Riesterver-
träge genutzt werden kann. Unnötige weitere Komplexität in der betrieblichen Altersversorgung muss vermieden 
und Rechtsklarheit geschaffen werden. So unterstellt der BMF-Referentenentwurf, dass die neuen Regelungen für 
die in § 3 Nr. 63 EStG genannten bAV-Versorgungsträger im geltenden Rechtsrahmen der bAV auch arbeits- und 
aufsichtsrechtlich umsetzbar sind. Dies trifft u.E. nur für Altersversorgungssysteme mit einer 100%-Garantie und 
lebenslangen Leistungen zu. Wir empfehlen, die Verweise in § 3 Nr. 63 EStG, § 100 EStG und § 1a BetrAVG auf die 
Regelung des § 82 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 2 EStG zu reduzieren. Auch beim Thema „Wechseloptionen“ fehlt es an 
Rechtsklarheit. Zudem sollte u.a. die Umsetzungsfrist großzügiger bemessen sein und die Günstigerprüfung im 
Rahmen des § 52 Abs. 50a EStG von der ZfA vorgenommen werden. 
 
Überraschend hat die FDP-Fraktion am 4.12.2024 einen leicht geänderten Entwurf des pAV-Reformgesetzes in den 
Bundestag unter dem neuen Namen „Altersvorsorgedepotgesetz“ eingebracht. Nach dem Antrag der FDP-Fraktion 
erfolgte die erste Lesung im Bundestag. Dr. Florian Toncar, MdB leitete die Diskussion ein (Video). 
 
Die wichtigste Änderung für die betriebliche Altersversorgung im FDP-Antrag gegenüber dem Referentenentwurf 
ist, dass der § 82 Abs. 2 Satz 2 Nummer 3 EStG-E wieder gestrichen wurde. Dies war die Verbindungsnorm, die die 
bAV mit den neuen Auszahlungsformen des AltZertG verband. 

// MK 
 

Gesetzesvorhaben, Koalitionsbruch, Neuwahlen und sachliche Diskontinuität im Bundestag 

Im Kontext mit den vorgezogenen Neuwahlen wurden wir immer wieder gefragt, was mit den Entwürfen und 
Gesetzvorschläge zur Änderung / Reform der drei Säulen der Alterssicherung im Hinblick auf den Grundsatz der 
Diskontinuität geschehen wird. Der Grundsatz der Diskontinuität besagt, dass alle Gesetzesvorhaben und anderen 
Vorlagen, die innerhalb einer Legislaturperiode nicht abgeschlossen wurden, mit dem Ende dieser Periode auto-
matisch verfallen. Dies bedeutet, dass sie in der nächsten Legislaturperiode neu eingebracht und von vorne ver-
handelt werden müssen. Dieser Grundsatz gilt insbesondere für den Deutschen Bundestag. Er sorgt dafür, dass 
jedes neu gewählte Parlament ohne Verpflichtungen gegenüber den unerledigten Vorlagen des vorherigen Parla-
ments arbeiten kann.  
 
Der Grundsatz der Diskontinuität gilt nicht im (Verfahrens-)Vorfeld zum Bundestag beim Vorschlagsrecht der Bun-
desregierung (Ministerien) und des Bundesrats. Gesetzesvorschläge, die sich dort befinden, müssen von einer 
neuen Bundesregierung wieder in den Bundestag eingebracht werden. Dann stellt sich die Frage, ob eine neue 
Bundesregierung die vorhandenen Entwürfe unverändert, leicht angepasst einreichen oder einen kompletten 
Neuaufschlag wagen möchte.  
 
Es existiert ein Papier des wissenschaftlichen Dienstes des Bundestags, das den Begriff erläutert. Aus diesem wird 
folgend zitiert:  
 
“Für den Deutschen Bundestag bestimmt Art. 39 Abs. 1 Satz 1 und 2 Grundgesetz (GG): „Der Bundestag wird vor-
behaltlich der nachfolgenden Bestimmungen auf vier Jahre gewählt. Seine Wahlperiode endet mit dem Zusam-
mentritt eines neuen Bundestages.“ Hieraus folgt, dass sich das parlamentarische Geschehen nach Neuwahlen 
gegenüber der vorangegangenen Wahlperiode absetzt. Es herrscht zum einen funktionelle Diskontinuität, d. h. mit 
dem Ende der Wahlperiode erlischt das Mandat der bisherigen Abgeordneten (personelle Diskontinuität), und alle 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/140/2014027.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/140/2014027.pdf
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw49-de-private-altersvorsorge-1032598
https://www.bundestag.de/mediathek/plenarsitzungen?videoid=7618691#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NjE4Njkx&mod=mediathek
https://www.bundestag.de/resource/blob/423384/8640b5a2cef428fcab386076e9eda5c1/wd-3-014-07-pdf-data.pdf
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Gremien des Bundestages, deren Einrichtung und personelle Zusammensetzung auf einer Entscheidung des Bun-
destages beruhen, erlöschen (institutionelle Diskontinuität). Zum anderen gilt das Prinzip der (sachlichen) Diskon-
tinuität. Dieses besagt, dass alle Gesetzentwürfe, die bis zum Ende einer Legislaturperiode nicht abgearbeitet sind, 
verfallen und bei Bedarf in das neu gewählte Parlament wieder eingebracht werden müssen. Das Prinzip der sach-
lichen Diskontinuität ist nicht ausdrücklich im Grundgesetz verankert, hat aber eine lange parlamentsgeschichtli-
che Tradition. Daher misst die herrschende Meinung diesem Prinzip gewohnheitsrechtliche Natur bei. Dem Prinzip 
der sachlichen Diskontinuität wird überwiegend Verfassungsrang (sog. Verfassungsgewohnheitsrecht) zugebilligt. 
Zur Begründung wird angeführt, dass der in Art. 20 Abs. 2, Art. 38 Abs. 1 und in Art. 39 GG zum Ausdruck kommende 
Grundsatz der sich periodisch erneuernden Repräsentation bzw. Legitimation nicht nur auf einen personellen Neu-
beginn, sondern auch darauf ziele, dem neu gewählten Parlament zugleich einen Neubeginn in der Sache zu er-
möglichen. § 125 S. 1 Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages (GOBT) bestätigt dies deklaratorisch: „Am 
Ende der Wahlperiode des Bundestages gelten alle Vorlagen als erledigt.“ Ausgenommen von diesem Prinzip sind 
gemäß § 125 S. 2 GOBT Petitionen und Vorlagen, die keiner Beschlussfassung bedürfen (z.B. Berichte und Materi-
alien zur Unterrichtung des Bundestages). Die sachliche Diskontinuität beschränkt sich auf den Zuständigkeitsbe-
reich des Parlaments und berührt – etwa im Gesetzgebungsverfahren nicht auch die Entscheidungen anderer Or-
gane: So ist ein Gesetzentwurf der Bundesregierung oder des Bundesrates, der noch in den Bundestag eingebracht 
wurde, für eine neue Wahlperiode wirksam beschlossen. Ebenso kann der Bundesrat nach Ablauf einer Wahlperi-
ode des Bundestages den Gesetzesbeschlüssen des Bundestages gemäß Art. 77 GG auch noch zustimmen oder auf 
einen Einspruch verzichten. Lediglich solche Entscheidungen des Bundesrates, die eine erneute Beschlussfassung 
im Bundestag (etwa die Zurückweisung eines Einspruchs des Bundesrates) oder im Vermittlungsausschuss erfor-
dern, fallen dem Diskontinuitätsprinzip zum Opfer.  
 
Das Prinzip der sachlichen Diskontinuität gilt in den meisten Mitgliedstaaten der EU und findet dort auch in der 
Praxis Anwendung. Es ist in der Verfassung selbst, in den Geschäftsordnungen der Parlamentskammern verankert 
oder als Grundsatz ohne ausdrückliche Normierung akzeptiert.”  
 
Im Weiteren zusammenfassend: Nur wenige Parlamente gaben an, dass das Prinzip der sachlichen Diskontinuität 
bei ihnen nicht existiere. Weitere Durchbrechungen gab es in einigen Ländern für Vorlagen, die in der vorange-
gangenen Wahlperiode bereits einen gewissen Beratungsstand erreicht haben oder durch Volksbegehren initiier-
ten Gesetzentwürfe.   
 
Die Auswirkungen des Diskontinuitätsprinzips lagen im Interesse des Parlaments, weil so eine unnötige Befassung 
mit Altvorlagen im Sinne der Arbeitseffizienz vermieden wurde. Mit dem Übergang zur parlamentarischen Demo-
kratie hatte der Grundsatz seinen Sinn aus einer Legitimationsbeschränkung des Parlaments aus sich selbst heraus. 
Es wurde stets auf den parlamentarischen Bereich beschränkt.  

// MK 
 

Die Wahlprogramme der Parteien zur bAV 

CDU und CSU haben ihr gemeinsames Wahlprogramm „Politikwechsel für Deutschland“ für die Bundestagswahl 
am 23. Februar 2025 bereits verabschiedet. Dies gilt auch für die FDP mit dem Slogan „Alles lässt sich ändern“, die 
ihr Wahlprogramm auch komplett auf der Homepage abbildet. Für andere Parteien liegen bereits Entwürfe der 
Wahlprogramme vor. Wir haben gesucht und sind hinsichtlich der Entwürfe von Bündnis 90 / Die Grünen mit dem 
Slogan „Zusammen wachsen“ und Die Linke mit dem Slogan „Reichtum teilen. Preise senken. Füreinander.“ fündig 
geworden. In den Wahlprogrammen steht viel zur Vermögensbildung und gesetzliche Rente, aber wenig zur be-
trieblichen Altersversorgung. 
 
Wir haben die Passagen der Wahlprogramme zur Vermögensbildung, gesetzlichen Rente und bAV in ein Arbeits-
papier (im Wordformat) zusammenkopiert und stellen dieses im Mitgliederbereich der Homepage zur Verfügung. 
Dieses Dokument werden wir bei Veröffentlichung weiterer relevanter Wahlprogramme ergänzen und aktualisie-
ren. 
 

https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://www.fdp.de/sites/default/files/2024-12/fdp-wahlprogramm_2025.pdf
https://www.fdp.de/das-wahlprogramm-der-freien-demokraten-zur-bundestagswahl-2025
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20241216_BTW25_Programmentwurf_DINA4_digital.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20241216_BTW25_Programmentwurf_DINA4_digital.pdf
https://www.die-linke.de/fileadmin/1_Partei/parteitage/Au%C3%9Ferordentlicher_Parteitag_25/Leitantrag_Wahlprogramm_BTW25.pdf
https://www.aba-online.de/intern/hintergrundpapiere/detail/17403/die-rententeile-der-wahlprogramme-der-parteien-fuer-die-bundestagswahl-am-23022025
https://www.aba-online.de/intern/hintergrundpapiere/detail/17403/die-rententeile-der-wahlprogramme-der-parteien-fuer-die-bundestagswahl-am-23022025
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Im Wahlprogramm der CDU/CSU finden sich dazu Aussagen auf den Seiten 31-33 des Programms (S. 33-35 der 
PDF). Zur betrieblichen Altersversorgung wird man nur in einem Absatz fündig: 

„Betriebliche und private Vorsorge stärken. Die Alterssicherung soll stabil auf mehreren Säulen beruhen, 
die gesetzliche Rente also wirksam durch zusätzliche betriebliche und private Vorsorge ergänzt werden. 
Dabei wollen wir insbesondere kleinere und mittlere Arbeitgeber bei Abschluss von Betriebsrenten unter-
stützen.“ 

 
Im Wahlprogramm der Bündnis 90/Die Grünen findet sich die „Rente“ auf den Seiten 42-43. Zur betrieblichen 
Altersversorgung lässt sich ebenso nur ein Absatz zitieren: 

„Darüber hinaus wollen wir, dass mehr Menschen als bisher von einer privaten Altersvorsorge profitieren. 
Auch hierfür greifen wir auf den Bürger*innenfonds zurück, der kostengünstig die Vorteile des Kapital-
marktes erschließt. Dafür werden wir die Freibeträge für Kleinsparer*innen erhöhen, sie dynamisch an die 
Inflation anpassen und die öffentliche Zulagenförderung auf niedrige und mittlere Einkommen fokussie-
ren. Wer nicht teilnehmen möchte, kann widersprechen. Den Bürger*innenfonds öffnen wir als fairen und 
transparenten Weg auch für die betriebliche Altersversorgung, damit noch mehr Beschäftigte, insbeson-
dere von kleinen und mittleren Unternehmen, von Betriebsrenten profitieren.“ 

 
Im Wahlprogramm der FDP findet sich die Rente zentral auf der Seite 20 des Programms (S. 21 der PDF, im Ab-
schnitt der Homepage). Sie findet sich aber auch auf den Seiten 14, 30 und 33 des Programms. Zur betrieblichen 
Altersversorgung wird man auf folgenden zwei Abschnitten auf den Seiten 20 und 33 fündig: 

„Auch in der betrieblichen Altersvorsorge müssen höhere Aktienanteile ermöglicht werden. Wir wollen die 
reine Beitragszusage allen Betrieben ermöglichen, vor allem Kleinstbetrieben, die bisher vor Haftungsrisi-
ken zurückschrecken. Wir werden die offene Frage zur Garantieerfordernis und Haftung in der betriebli-
chen Altersvorsorge (bAV) klarstellen. Auch eine Doppelbesteuerung von Renten wollen wir vermeiden.“ 
 
„Zudem setzen wir uns für mehr Anreize für private Pflegevorsorge sowie für die Gleichbehandlung von 
betrieblicher Pflegevorsorge und Betriebsrente ein.“ 

 
Im Wahlprogramm Die Linke finden sich die Ausführungen zur „sicheren Rente“ auf Seite 13. Zur Betriebsrente 
findet sich ein Satz, wir zitieren den dazugehörigen Absatz: 

„Für ein gerechtes Rentensystem zahlen alle Menschen mit Erwerbseinkommen - auch Beamt*innen, 
Selbstständige, Freiberufler*innen, Manager*innen und Abgeordnete - in eine solidarische Erwerbstäti-
genversicherung ein. Das Rentenniveau kann dann steigen. Menschen mit sogenannten Riester-Verträgen 
u.ä. Zusatzrenten sollen ihre Verträge in die gesetzliche Rente zu überführen können. Ergänzend gibt es 
Betriebsrenten, die mindestens zu 50 Prozent von den Arbeitgeber*innen finanziert sein müssen.“ 

// MK 
 

Bürokratieentlastungsgesetz IV und Schriftform in §§ 4d und 6a EStG 

Wie wir im bAV-Update 3|2024 berichtet haben, wurde das Bürokratieentlastungsgesetz IV am 26. September 
2024 im Bundestag verabschiedet. Am 27. September 2024 wurde der Bundesrat unterrichtet und damit konnte 
dort das weitere Verfahren beginnen. Der 2. Durchgang im Bundesrat endete mit dessen Beschluss am 18. Oktober 
2024 mit dem fertigen Gesetz, das am 29. Oktober 2024 im Bundesgesetzblatt verkündet wurde. 
 
Das Bürokratieentlastungsgesetz IV und dessen Änderungen im Nachweisgesetz führten bisher nicht dazu, dass 
auch die Schriftform in den §§ 4d und 6a EStG von einer „nassen“ Unterschrift nach § 126 BGB in eine Textform 
nach § 126b BGB oder die erweiterte Textform nach § 2 Abs. 1 Satz 2 NachwG gewandelt wurden. 
 
Der Normenkontrollrat hat sich aus Gründen der Digitaltauglichkeit für die Streichung der Schriftform in § 6a Abs. 
1 Nr. 3 EStG ausgesprochen. Dies regt er bei der Prüfung des BRSG II auf den Seiten 60 und 63 unten an. 
 

https://www.fdp.de/das-wahlprogramm-der-freien-demokraten-zur-bundestagswahl-2025#:~:text=Auch%20in%20der%20betrieblichen,Renten%20wollen%20wir%20vermeiden.
https://www.fdp.de/das-wahlprogramm-der-freien-demokraten-zur-bundestagswahl-2025#:~:text=Auch%20in%20der%20betrieblichen,Renten%20wollen%20wir%20vermeiden.
https://www.fdp.de/das-wahlprogramm-der-freien-demokraten-zur-bundestagswahl-2025#:~:text=Die%20Finanzverwaltung%20muss,durch%20eine%20Rentenabzugsteuer.
https://www.fdp.de/das-wahlprogramm-der-freien-demokraten-zur-bundestagswahl-2025#:~:text=Wir%20setzen%20uns%20f%C3%BCr%20ein%20modernes%20Altersbild%20ein%2C%20das%20die%20Potenziale%20%C3%84lterer%20am%20Arbeitsplatz%20%C3%BCber%20den%20Renteneintritt%20hinaus%2C%20bei%20der%20Teilhabe%20am%20gesellschaftlichen%20Leben%20und%20beim%20ehrenamtlichen%20Engagement%20f%C3%B6rdert.%20Das%20Renteneintrittsalter%20individualisieren%20wir.
https://www.fdp.de/das-wahlprogramm-der-freien-demokraten-zur-bundestagswahl-2025#:~:text=Zudem%20setzen%20wir%20uns%20f%C3%BCr%20mehr%20Anreize%20f%C3%BCr%20private%20Pflegevorsorge%20sowie%20f%C3%BCr%20die%20Gleichbehandlung%20von%20betrieblicher%20Pflegevorsorge%20und%20Betriebsrente%20ein.
https://www.fdp.de/das-wahlprogramm-der-freien-demokraten-zur-bundestagswahl-2025#:~:text=Auch%20in%20der%20betrieblichen,Renten%20wollen%20wir%20vermeiden.
https://www.fdp.de/das-wahlprogramm-der-freien-demokraten-zur-bundestagswahl-2025#:~:text=Zudem%20setzen%20wir%20uns%20f%C3%BCr%20mehr%20Anreize%20f%C3%BCr%20private%20Pflegevorsorge%20sowie%20f%C3%BCr%20die%20Gleichbehandlung%20von%20betrieblicher%20Pflegevorsorge%20und%20Betriebsrente%20ein.
https://www.aba-online.de/infothek/newsletter/bav-update-einzelausgaben/2024-09-30-bav-update-32024
https://dserver.bundestag.de/brd/2024/0474-24.pdf
https://dserver.bundestag.de/brp/1048.pdf#P.386
https://dserver.bundestag.de/brd/2024/0474-24B.pdf
https://www.recht.bund.de/eli/bund/BGBl_1/2024/323
https://dserver.bundestag.de/brd/2024/0488-24.pdf
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Es sei in diesem Kontext darauf hingewiesen, dass man bei Entgeltumwandlung im Kollektivbereich dann wohl 
keine Schriftform brauche, wenn bei der rechtsbegründenden Zusage (dem Kollektivvertrag) die Schriftform ge-
wahrt wurde. Würden dann die Entgeltumwandlungen in der Höhe z.B. über ein Internetportal durchgeführt, 
ginge es nur Bemessungsgrößen, die für sich nicht der Schriftform unterlägen. Dabei wird das Schreiben von Herrn 
Dr. Bösinger zur Entgeltumwandlung angewandt. 

// MK 
 

Digitale Rentenübersicht: Frist zur obligatorischen Anbindung endet zum  
31. Dezember 2024 

Die Anbindung von Vorsorgeeinrichtungen an die Digitale Rentenübersicht hat in den Herbstmonaten große Fort-
schritte gemacht. Die im Januar 2024 verabschiedete Rentenübersichtsanbindungsverordnung (RentÜAV) hatte 
die Verordnungsermächtigung in § 13 RentÜG wie folgt genutzt: Vorsorgeeinrichtungen mit mehr als 1.000 Vor-
sorgeansprüchen sind verpflichtet, sich an die Digitale Rentenübersicht anzuschließen. Im Bereich der betriebli-
chen Altersversorgung betrifft dies Direktversicherungen, Pensionsfonds und Pensionskassen. 
 
Die auf der Seite der Digitalen Rentenübersicht (www.rentenuebersicht.de) regelmäßig veröffentlichte Liste ant-
wortfähig angeschlossener Anbieter enthielt am 16. Dezember 2024 die weit überwiegende Mehrzahl der anbin-
dungspflichtigen Lebensversicherungsunternehmen und EbAV. Anbindungsverfahren und Schnittstellentests mit 
noch nicht aufgeführten Anbietern laufen aktuell noch. In der Liste aufgeführt sind auch Banken und Fondsgesell-
schaften mit Altersvorsorgeprodukten, zu denen jährliche Standmitteilungen ergehen. Außerdem befinden sich 
auf der Liste mehrere Trägerunternehmen mit Direktzusagen, die sich für eine freiwillige Anbindung entschieden 
haben. 
 
Die Nutzerfreundlichkeit des Portals wird seitens der Zentralen Stelle für die Digitale Rentenübersicht (ZfDR) kon-
tinuierlich durch Software-Releases erhöht. Weitere Instrumente für ein besseres Verständnis der in der Gesamt-
übersicht präsentierten Angaben über die Höhe der Vorsorgeansprüche werden derzeit in Gremien der ZfDR und 
einer Arbeitsgruppe der ZfDR entwickelt. Die aba ist sowohl im Steuerungsgremium als auch in der ZfDR-Arbeits-
gruppe hieran beteiligt. Beraten wird innerhalb der ZfDR auch über den Kommunikationsplan und Möglichkeiten 
einer verstärkten Bewerbung des Angebots im Jahr 2025.  
 
Weitere Faktoren, die für den Erfolg und die Akzeptanz der Digitalen Rentenübersicht kritisch sind, insbesondere 
die Verpflichtung zur Nutzung der eiD-Funktion des elektronischen Personalausweises, werden derzeit ebenfalls 
diskutiert, sowohl innerhalb der ZfDR als auch in anderen maßgeblichen Verbänden wie der GVG (Gesellschaft für 
Versicherungswissenschaft und Gestaltung, deren Mitglied die aba ist). Eine Änderung am Status quo würde je-
doch gesetzgeberische Maßnahmen erfordern, mit denen kurzfristig nicht zu rechnen ist. 

// AZ 
 

EIOPA Staff Paper on the future Pan-European Pension Product (PEPP): aba-Anmerkungen 

In einem am 11. September 2024 veröffentlichten "Staff Paper" unterbreitet die Europäische Aufsichtsbehörde 
für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (EIOPA) verschiedene Vorschläge zur Überar-
beitung des privaten EU-Altersvorsorgeprodukts (PEPP-VO). Die aba hat dazu am 3. Dezember 2024 Anmerkungen 
veröffentlicht, in denen sie EIOPA dahingehend zustimmt, dass eine weitere Verbreitung kapitalgedeckter Alters-
versorgung dazu beitragen kann, den wachsenden Rentenlücken in vielen Mitgliedstaaten entgegenzuwirken. 
 
Im Gegensatz zu EIOPA glauben wir jedoch nicht, dass ein überarbeitetes EU-Altersvorsorgeprodukt PEPP wesent-
lich zu diesem Ziel beitragen kann, da die Altersversorgungssysteme der Mitgliedstaaten für Einheitslösungen 
schlicht zu unterschiedlich sind. Dies spiegelt sich in dem weitestgehend ausbleibenden Interesse an PEPP wider. 
Wir erörtern, warum die vorgeschlagenen Änderungen zur Neugestaltung des PEPP unserer Meinung nach eher 
zu neuen Friktionen in den Rentensystemen der Mitgliedstaaten führen würden, anstatt zu mehr kapitalgedeckter 
Altersversorgung. Wir lehnen Vorschläge ab, diesem bisher erfolglosen EU-Produkt zu helfen, indem es in der 

https://www.gesetze-im-internet.de/rent_av/BJNR01E0A0024.html
https://www.gesetze-im-internet.de/rent_g/__13.html
http://www.rentenuebersicht.de/
https://gvg.org/
https://www.eiopa.europa.eu/publications/eiopa-staff-paper-future-pan-european-pension-product-pepp_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32019R1238
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/positionspapiere/2024-12-03-aba-anmerkungen-zum-eiopa-staff-paper-simple-and-long-term-european-savings-product-future-pan-european-pension-produ
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zweiten Säule angeboten und durch steuerliche Anreize attraktiver gemacht wird sowie Arbeitnehmer automa-
tisch einbezogen werden. 

// XK / SD 
 

Polen übernimmt die EU-Ratspräsidentschaft ab 1. Januar 2025 

Polen übernimmt am 1. Januar 2025 für ein halbes Jahr die Ratspräsidentschaft der EU. Zusammen mit Dänemark 
und Zypern bildet Polen dann das sog. Trio der Präsidentschaften. Diese drei Länder erstellen ihr gemeinsames 
Programm, legen langfristige Ziele fest und bereiten ein gemeinsames Programm vor, in dem die wichtigsten The-
men festgelegt sind, die vom Rat behandelt werden.  
 
Interessant erscheint aus Sicht der aba: 

 „The Polish Presidency will also strive to improve the functioning and competitiveness of European capital 
markets by prioritising work on legislative projects to strengthen the capital markets union, which will 
foster greater involvement of private capital in financing the economy and green and digital transfor-
mation.“ (S. 19) 

 „The Polish Presidency will engage in the 2025 review of the implementation of the European Pillar of 
Social Rights Action Plan, with its three main objectives of increasing employment, strengthening skills 
and qualifications and reducing poverty among Europeans set for 2030.“ (S. 29) 

 Demographic change, including population ageing, is one of the most important challenges facing the EU 
today. …. In addition to actions for decent social security and access to services (review of the Recommen-
dation on access to affordable high-quality long-term care), the Polish Presidency will promote initiatives 
to support the active participation of senior citizens in the labour market. (S. 30.) 

 
Ziele im Hinblick auf eine Stärkung kapitalgedeckter Altersversorgung sind nicht vorgesehen. 
 
Weitere Informationen zur polnischen Ratspräsidentschaft sind hier zu finden.  

// SD 
 

STEUER 

PUEG: Fortschritte bei der Entwicklung des Datenaustauschverfahrens  

Bereits seit dem 1. Juli 2023 sind infolge des Pflegeunterstützungs- und Entlastungsgesetzes (PUEG) beitragsab-
führenden Stellen – unter ihnen auch Zahlstellen der betrieblichen Altersversorgung – verpflichtet, kinderzahlbe-
zogene Beiträge zur gesetzlichen Pflegeversicherung zu erheben und an die Pflegeversicherung abzuführen.  
 
Detailinformationen zur Rechtslage liefert u.a. dieser im Juni 2023 erschienene Beitrag der aba. In Bezug auf die 
bisherige und auch in dem verlinkten Artikel genannte Beitragshöhe ist zu beachten, dass durch die Pflege-Bei-
tragssatz-Anpassungsverordnung 2025, der bundeseinheitliche Beitragssatz mit Wirkung zum 1. Januar 2025 von 
3,4 Prozent auf 3,6 Prozent steigen wird. Die im Kabinett verabschiedete und vom Bundestag zur Kenntnis genom-
mene Verordnung bedarf noch der Zustimmung des Bundesrats in seiner Sitzung am 20. Dezember 2024.  
 
Für die praktische Umsetzung der Verpflichtung zur Erhebung und Abführung kinderzahlbezogener Beiträge haben 
Zahlstellen durch eine Regelung in § 55 Abs. 3b SGB XI einen vorübergehenden Aufschub erhalten. In dieser Vor-
schrift wird ein bis 31. März 2025 zu entwickelndes und ab 1. Juli 2025 obligatorisch zu nutzendes Datenaustausch-
verfahren geregelt, das die Zahlstellen bei der Erlangung von Informationen über den Elternstatus und die bei-
tragsrechtlich relevante Kinderzahl unterstützen soll. 
 
Die technischen und verfahrensrechtlichen Grundlagen für das mittlerweile offiziell als „Datenaustausch Beitrags-
differenzierung in der Pflegeversicherung“ bezeichnete Verfahren liegen jetzt vollständig vor. Am 12. Dezember 

https://polish-presidency.consilium.europa.eu/media/zkcno325/programme-of-the-polish-presidency-of-the-council-of-the-european-union.pdf
https://polish-presidency.consilium.europa.eu/en/?etrans=de
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/hintergruende/2023-06-25-kinderzahlbezogene-beitraege-zur-gesetzlichen-pflegeversicherung-optionen-fuer-bav-traeger
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2024/0601-0700/605-24.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2024/0601-0700/605-24.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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2024 wurde auf der Internetseite des GKV-Spitzenverbands die Verfahrensbeschreibung Datenaustauschverfah-
ren zur Beitragsdifferenzierung in der sozialen Pflegeversicherung (DaBPV) veröffentlicht. Das Ziel des Dokuments 
ist es, den beitragsabführenden Stellen (wie Zahlstellen der betrieblichen Altersversorgung) detaillierte Beschrei-
bungen und Informationen zum Datenaustauschverfahren an die Hand zu geben und sie bei der Verwendung der 
Schnittstelle und der Bewertung der Ergebnisse zu unterstützen. 
 
Bereits in den Monaten zuvor wurden folgende Unterlagen veröffentlicht:  
 Zu beitragsrechtlichen Einzelfragen des PUEG: Grundsätzliche Hinweise des GKV-Spitzenverbands vom 

28. März 2024 
 Zu DaBPV-bezogenen Fragen für alle beitragsabführenden Stellen: Gemeinsame Grundsätze nach § 55a XI und 

§ 28 a SGB IV nebst Anlagen, ausgegeben am 29. August 2024 und gültig ab 1. April 2025 
 Für Zahlstellen und Arbeitgeber maßgebliche Details finden sich im Informationsangebot der Datenstelle der 

Rentenversicherung (DSRV). Veröffentlicht sind dort unter anderem das: Kommunikationshandbuch PUEG, 
die Datenfeldbeschreibung PUEG für Arbeitgeber und Zahlstellen, die Schemata PUEG für Arbeitgeber und 
Zahlstellen und die XML-Beispiele für Arbeitgeber und Zahlstellen. 

 Über die Internetseite der Informationstechnischen Servicestelle der gesetzlichen Krankenversicherung er-
halten Zahlstellen Zugang zum fortlaufend aktualisierten Pflichtenheft für Zahlstellenabrechner (gültig ab 01. 
Januar 2025).  

 
Wichtig für Zahlstellen der betrieblichen Altersversorgung ist: ihr Zugang zu den steuerlichen Daten des Bundes-
zentralamts für Steuern (BZSt), die über das Datenaustauschverfahren bereitgestellt werden, erfolgt über die Da-
tenstelle der Rentenversicherung (DSRV), also auf gleichem Wege wie für Arbeitgeber im Rahmen des Beitragsab-
zugs für Beschäftigte. Dies steht noch im Widerspruch zum Wortlaut des § 202 SGB V, der die Zentrale Stelle (ZfA) 
als anzufragende Instanz nennt. Die beteiligten Sozialversicherungsträger bzw. ihre Verbände (GKV-Spitzenver-
band) sowie ZfA und BZSt als Behörden haben sich aber frühzeitig für einen davon abweichenden Kommunikati-
onsweg ausgesprochen. Eine im Referentenentwurf geplante gesetzliche Klarstellung im Rahmen des Pflegekom-
petenzgesetzes (S. 44 des RefE) wird durch den Koalitionsbruch vorerst nicht erfolgen. Dies bleibt aber ohne Aus-
wirkungen auf den weiteren Entwicklungsprozess des Datenaustauschverfahrens. 

// AZ  
 

Rentner von Steuererklärungspflichten entlasten 

Das Bundesfinanzministerium hat eine Expertenkommission „Bürgernahe Einkommensteuer“ eingesetzt, um u. a. 
auch Vorschläge zum Abbau von Steuererklärungsbürokratie zu erarbeiten. Dabei wird auch erörtert, wie man 
Rentner von Einkommensteuererklärungspflichten entlasten könnte. 
 
Im verabschiedeten Wahlprogramm der CDU/CSU heißt es auf Seite 16 (Seite 18 der PDF): „Steuererklärungspflich-
ten für Rentner und Pensionäre vereinfachen. Wir führen einen Quellenabzug ein, damit im Regelfall keine Steuer-
erklärung mehr abgegeben werden muss. Doppelbesteuerung von Renten vermeiden wir.“ 
 
Im verabschiedeten Wahlprogramm der FDP heißt es auf Seite 14 (Seite 15 der PDF oder auf der Homepage): “Die 
Finanzverwaltung muss digitaler und effizienter werden. Wir wollen unser Konzept einer „Easy Tax“, eine voraus-
gefüllte Steuererklärung für viele Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, weiterverfolgen hin zu einer vollautomati-
sierten Einkommensteuerveranlagung. Das spart Zeit, Geld und Nerven. Das gelingt unter anderem durch eine 
Rentenabzugsteuer.” 
 
Bei diesen Überlegungen halten wir es für wichtig, die Besteuerung von Renten möglichst einfach und unbürokra-
tisch auszugestalten. Dabei sollten allerdings die Interessen und Bedürfnisse aller Beteiligten berücksichtigt wer-
den. Beteiligte sind neben den Rentnern und dem Fiskus insbesondere auch die Versorgungsträger als auszahlende 
Stellen. Verfehlt wäre es u. E., wenn es künftig durch eine vordergründige Entlastung der Rentner zu einer zusätz-
lichen Belastung der Versorgungsträger, beispielsweise durch die Einführung eines Quellensteuerverfahrens, kom-
men würde. Eine Vereinfachung für Rentner würde hier ohnehin nur dann erreicht, wenn die Quellensteuer – wie 
bei der Kapitalertragsteuer – abgeltend wäre. Davon würden dann aber insbesondere Rentner mit hohen Renten 

https://www.gkv-datenaustausch.de/media/dokumente/abrufverfahren/elterneigenschaft/verfahrensbeschreibung_9/Verfahrensbeschreibung_DaBPV_V01.00.00.pdf
https://www.gkv-datenaustausch.de/media/dokumente/abrufverfahren/elterneigenschaft/verfahrensbeschreibung_9/Verfahrensbeschreibung_DaBPV_V01.00.00.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/grundprinzipien/2024-03-28_Endfassung_GH_Beitragssatzdifferenzierung_Pflege.pdf
https://www.gkv-datenaustausch.de/abrufverfahren/elterneigenschaft/elterneigenschaft.jsp
https://www.gkv-datenaustausch.de/abrufverfahren/elterneigenschaft/elterneigenschaft.jsp
https://www.dsrv.info/de/Inhalt/20_Unsere_Verfahren/01_nationaler_Datenaustausch/03_Arbeitgeber/12_PUEG/0_PUEG_startseite.html
https://www.dsrv.info/de/Inhalt/20_Unsere_Verfahren/01_nationaler_Datenaustausch/03_Arbeitgeber/12_PUEG/0_PUEG_startseite.html
https://gkv-ag.de/wp-content/uploads/2024/11/PH_Pflichtenheft-ZA_V2025.1_2024-11-21.pd
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/P/RefE_Pflegekompetenzgesetz_2024.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/P/RefE_Pflegekompetenzgesetz_2024.pdf
https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://www.fdp.de/das-wahlprogramm-der-freien-demokraten-zur-bundestagswahl-2025#:~:text=Die%20Finanzverwaltung%20muss,durch%20eine%20Rentenabzugsteuer.
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und Einkommen profitieren, wohingegen einkommensschwächere Rentner weiterhin zur Veranlagung gezwungen 
wären, um ihren individuellen niedrigeren Steuersatz geltend zu machen. 
 
Auch eine Quellenbesteuerung in Anlehnung an das Lohnsteuerverfahren wäre u. E. nicht praktikabel. Eine Ermitt-
lung des individuellen Steuersatzes durch die Versorgungsträger selbst scheitert schon daran, dass diese keine 
Kenntnis über sämtliche Einkünfte sowie den Familienstand der Rentenempfänger haben. Wenig sinnvoll wäre es, 
wenn zur Lösung dieses Problems die Finanzämter die Berechnung des Quellensteuersatzes vornehmen und dann 
den Versorgungsträgern einen quotalen Steuersatz für einen Quellensteuereinbehalt mitteilen. Durch eine Verla-
gerung der Steuererhebung auf die Versorgungsträger würde diesen als abführenden Stellen nicht nur erhebliche 
Befolgungskosten, sondern zudem auch erhebliche Haftungsrisiken auferlegt. Bei einer Kosten-Nutzen-Analyse ist 
auch zu berücksichtigen, dass die Gruppe derjenigen Rentner, die tatsächlich von den Maßnahmen profitieren 
würde, relativ gering ist. 

// MK 
 

AUFSICHT 

EIOPA-Konsultation zum Stellungnahmeentwurf zu EbAV-Liquiditätsrisikomanagement:  
PE-Stellungnahme 

PensionsEurope hat ihre Stellungnahme (demnächst auf der PE-Website), bei deren Erstellung sich die aba in den 
vergangenen Wochen intensiv eingebracht hat, zur EIOPA-Konsultation (siehe bAV-Update 3/2024) am 20. De-
zember 2024 abgegeben. Dabei hat sie die 16 Fragen im 51-seitigen EIOPA- Konsultationspapier „on the draft 
Opinion on the supervision of liquidity risk management of IORPs“ beantwortet. Es ist zu erwarten, dass EIOPA die 
finale Stellungnahme im Laufe des Jahres 2025 – zusammen mit einem Feedback-Statement zu den eingereichten 
Antworten – veröffentlicht. 
 
Mit der EbAV-II-Richtlinie wurden u.a. die Eigene Risikobeurteilung (ergänzt in Deutschland durch das ERB-Rund-
schreiben) und Anforderungen an das Risikomanagement inkl. Schlüsselfunktion eingeführt, wodurch sich alle 
EbAV mit Liquiditätsrisiken befassen müssen. Ein Bedarf an weiteren regulatorischen Maßnahmen – auch nicht 
durch eine EIOPA-Stellungnahme – sehen wir nicht. Von zentraler Bedeutung ist die Definition der Begriffe „liqui-
dity risk“ und „material liquidity risks“ in den Ziff. 3.1 und 3.2.  

// SD/XK 

 

IOPS-Konsultation: Überarbeitung der Aufsichtsprinzipien zu „private pensions“ 

Die internationale Organisation der Rentenaufsichtsbehörden (IOPS, International Organisation of Pension Super-

visors) führt bis 14. Februar 2025 eine öffentliche Konsultation zu den überarbeiteten Prinzipien zur Aufsicht 

über „private pensions“ durch. Der Begriff „private pensions“ umfasst regelmäßig die kapitalgedeckte Altersvor-
sorge in der zweiten und dritten Säule. Die aba, v.a. die Europa-Arbeitsgruppe EbAV, wird sich im Januar 2025 
intensiv mit der überarbeiteten Version befassen und sich voraussichtlich mit einer Stellungnahme an der Konsul-
tation beteiligen. 

// SD/XK 
 

BaFin-Berichtswesen: geänderte Verordnungen nach VAG veröffentlicht 

Die „Siebte Verordnung zur Änderung von Verordnungen nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz“ wurde am 
16. Dezember 2024 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. Mit den geplanten Änderungen zur BerVersV, KapAusstV 
und PFAV soll insbesondere das nationale Meldewesen auf XBRL umgestellt werden. Gegenüber der Konsulta-
tionsfassung hat es laut BaFin nur wenige Änderungen gegeben. 

https://pensionseurope.eu/documents/
https://www.eiopa.europa.eu/consultations/consultation-supervising-liquidity-risk-management-iorps_en
https://www.aba-online.de/infothek/newsletter/bav-update-einzelausgaben/2024-09-30-bav-update-32024
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rundschreiben/dl_rs_2020_09_ERB-Rundschreiben.html;jsessionid=C08DE2634DD17DDA4BAD6F4194D93E26.internet942?nn=19769564
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rundschreiben/dl_rs_2020_09_ERB-Rundschreiben.html;jsessionid=C08DE2634DD17DDA4BAD6F4194D93E26.internet942?nn=19769564
https://www.iopsweb.org/public-consultation-draft-revised-iops-principles-of-private-pension-supervision.htm
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2024/414/VO.html
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Nochmals kurz zum Hintergrund: Die BaFin hatte im Sommer 2024 die „Siebte Verordnung zur Änderung von Ver-
ordnungen nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz“ zur Konsultation gestellt. Auf dieser BaFin-Website ist der 
Entwurf mit allen Anlagen sowie hilfreichen Vergleichsversionen zur Verfügung gestellt. Ebenfalls sind dort auch 
die eingereichten Stellungnahmen, u.a. jene der aba, zu finden.  

// SD 
 

BaFin-Berichtswesen: Entwürfe zum künftigen Solvabilität-RS und den beiden Sammelverfü-
gungen erwartet 

Als Teil des Gesamtprojektes zur Umstellung des nationalen Meldewesens auf XBRL müssen auch das Solvabilitäts-
Rundschreiben 05/2021 sowie die beiden Sammelverfügungen (Sammelverfügung betreffend die Berichtspflich-
ten der Versicherungsunternehmen über ihre Kapitalanlagen; Sammelverfügung auf Vorschriften der Pensions-
fonds-Aufsichtsverordnung (PFAV)) zu den (i) Nw 660, 670, 671 und (ii) Nw 768 angepasst werden. Laut Informa-
tion der BaFin handelt sich im Wesentlichen um  
 
 Anpassungen, die für die Umstellung auf XBRL erforderlich sind sowie 
 Folgeanpassungen an die geänderten Verordnungen.  
 
Die beiden überarbeiteten Sammelverfügungen inkl. Formulare/Anmerkungen sollen erstmalig für den Berichts-
stichtag 31. März 2025 gelten und den Adressaten bis spätestens Ende Q1/2025 bekanntgegeben werden. Die 
aktuellen Sammelverfügungen sollen mit Wirkung für Berichts(viertel)jahre ab dem 1. Januar 2025 aufgehoben 
werden. Das künftige Solvabilitäts-Rundschreiben soll für Geschäftsjahre Anwendung finden, die am 1. Januar 
2025 oder später enden. Für Geschäftsjahre, die vor dem 1. Januar 2025 enden, gilt das bisherige Rundschreiben 
05/2021 weiter.  
 
Die BaFin wird im ersten Quartal 2025 die Adressaten der Sammelverfügungen gem. § 28 VwVfG anhören und das 
Rundschreiben öffentlich konsultieren. 

// SD 
 

Weniger Bürokratie muss möglich werden – auch für EbAV 

Der BaFin-Präsident Mark Branson hatte im Mai 2024 gesagt, dass wir in der Regulierung weniger Komplexität und 
mehr Proportionalität brauchen sowie Überlappungen zu vermeiden sind. Auch Frau Wiens, der auch für EbAV 
zuständigen BaFin-Exekutivdirektorin, liegt die Entbürokratisierung am Herzen. Auf der aba-Pensionskassenta-
gung Ende September 2024 hat sie darauf hingewiesen, dass die BaFin bei der Gesetzgebung und der Schaffung 
von Regulierung meist mitwirke. Die Zielsetzung müsse sein: Komplexität abbauen, Proportionalität stärken und 
den Bürokratieaufbau verhindern. Die aba sammelt derzeit gremienübergreifend Ideen und konkreten Vorschlä-
gen, um Bürokratie abzubauen. Ergänzungsvorschläge sind von allen aba-Mitgliedern willkommen … 

// SD 
 

  

https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Konsultation/2024/kon_07_24_konsultation_siebte_verordnung_va.html
https://www.bafin.de/ref/19595160
https://eur03.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.bafin.de%2FSharedDocs%2FVeroeffentlichungen%2FDE%2FPressemitteilung%2F2024%2Fpm_2024_05_14_JPK.html&data=05%7C02%7CDirk.Jargstorff%40de.bosch.com%7C163b3b0d8aa74e9426ad08dcd33353b5%7C0ae51e1907c84e4bbb6d648ee58410f4%7C0%7C0%7C638617465321991934%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=1ZWT%2F4rYDP2u0qJJCon6iGnGqMkD8c6YsT6PwJ7OmAc%3D&reserved=0
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NACHHALTIGKEIT 

PensionsEurope Positionspapier zur Gemeinsamen Stellungnahme der Europäischen  
Aufsichtsbehörden (ESAs) zur Überprüfung der Offenlegungsverordnung (SFDR) 

Am 14. November 2024 hat der europäische Verband der betrieblichen Altersversorgung PensionsEurope ein Po-
sitionspapier zu der Joint ESAs Opinion on the assessment of the Sustainable Finance Disclosure Regulation (SFDR) 
veröffentlicht (für eine Zusammenfassung der am 18. Juni 2024 veröffentlichten Gemeinsamen Stellungnahme 
der EU-Aufsichtsbehörden siehe bAV-Update 2/2024).  
 
In dem Papier, an dessen Erstellung die aba maßgeblich mitgewirkt hat, betont PensionsEurope, dass die SFDR in 
ihrer aktuellen Form die Besonderheiten von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) nicht be-
rücksichtigt und sie somit vor erhebliche Herausforderungen stellt. Entsprechend spricht PensionsEurope sich für 
speziell auf EbAV zugeschnittene technische Regulierungsstandards aus, welche ausreichenden Gestaltungsspiel-
raum auf nationaler Ebene zulassen. 
 
Ebenfalls wird angesichts der hohen Kosten, welche die Erfüllung der Anforderungen der SFDR erfordert, eine 
Vereinfachung des Regulierungsrahmens verlangt. Die vorgeschlagenen Produktkategorien könnten jedoch unbe-
absichtigt den regulatorischen Aufwand für EbAV sogar erhöhen – selbst für jene Einrichtungen, deren Altersver-
sorgungssysteme in keine der vorgeschlagenen Kategorien fallen. Wird die Idee eines Produktkategorisierungssys-
tems weiterverfolgt, unterstützt PensionsEurope zusätzlich zur vorgeschlagenen Kategorie „Nachhaltig“ 
(„Sustainable“) die Einführung einer Kategorie „Übergang“ („Transition“). Ferner sind Engagement- und Aus-
schlussstrategien im vorgeschlagenen System anzuerkennen.  

// XK / SD 
 

Offenlegungs-Verordnung und EbAV: ESA-Bericht zu PAI  

Die EU-Aufsichtsbehörden (ESA) haben am 30. Oktober 2024 ihren jährlichen Bericht „Principal Adverse Impact 
disclosures under the Sustainable Finance Disclosure Regulation” veröffentlicht. Die ESA weisen darauf hin, dass 
der Schwellenwert von „mehr als 500 Beschäftigten für das PAI-Statement möglicherweise nicht aussagekräftig 
genug ist, um das Ausmaß zu bewerten, in dem Investitionen zu negativen Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit 
beitragen, und schlagen alternativ vor, auf die verwalteten Vermögenswerte (AuM) eines Finanzmarktteilnehmers 
abzustellen. Da EbAV im Vergleich zu anderen Finanzmarktakteuren wenige Mitarbeiter beschäftigen, aber viel 
Kapital anlegen, würde eine derartige Änderung dazu führen, dass viele EbAV künftig ein PAI-Statement abgeben 
müssten. Die Empfehlung der ESA an die EU-Kommission, “to consider the high value of the PAI disclosures”, ist 
insbesondere aus Sicht der EbAV nicht nachvollziehbar. Die PAI-Indikatoren bieten den Versorgungsberechtigten 
kaum einen Mehrwert. Zudem widersprechen die ESA-Empfehlungen dem EIOPA-Ratschlag zur Überarbeitung der 
EbAV II-RL vom September 2023.  
 
Im Hinblick auf diesen PAI-Bericht ist festzuhalten, dass in der ESMA-Analyse von 65 PAI-Erklärungen keine einzige 
PAI-Erklärung von EbAV enthalten war, sondern sich auf PAI-Erklärungen von Vermögensverwaltern und Vermö-
gensverwaltungszweigen von Banken und Versicherungsgesellschaften beschränkte. Die Portfolien von EbAV sind 
deutlich breiter und unterscheiden sich strukturell von OGAW-Fonds. Daher können aus dieser Analyse u.E. keine 
Schlussfolgerungen für EbAV gezogen werden.  
 
Es ist zu erwarten, dass die EU-Kommission 2025 einen Vorschlag zur Überarbeitung der Offenlegungs-Verordnung 
vorlegen wird.   

// SD/XK 
 

  

https://pensionseurope.eu/wp-content/uploads/PensionsEurope-position-paper-on-the-SFDR-response-to-the-ESAs-opinion-FINAL.pdf
https://pensionseurope.eu/wp-content/uploads/PensionsEurope-position-paper-on-the-SFDR-response-to-the-ESAs-opinion-FINAL.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/2024-06/JC_2024_06_Joint_ESAs_Opinion_on_SFDR.pdf
https://www.aba-online.de/application/files/7317/1983/3671/20240628_bAV_Update_2_2024.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/2024-10/JC_2024_68_Final_Joint_ESAs_2024_Final_Report_on_PAI_disclosures__Article_18_SFDR_.pdf
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IT-ANFORDERUNGEN 

DORA-Verordnung (1): Technischer Durchführungsstandard für das Informationsregister 
liegt vor 

Am 2. Dezember 2024 wurde im Amtsblatt der EU die Durchführungsverordnung mit dem technischen Durchfüh-
rungsstandards „im Hinblick auf Standardvorlagen für das Informationsregister“ veröffentlicht. Er bildet einen 
wichtigen Baustein für Finanzunternehmen bei der Anwendung der DORA-Verordnung (EU) 2022/2554 über die 
digitale operationale Resilienz im Finanzsektor. Das Informationsregister zielt auf die Analyse von Risiken und Ab-
hängigkeiten, die durch den Einsatz von IKT-Dienstleistern entstehen können. Im Bereich der betrieblichen Alters-
versorgung verpflichtet es Lebensversicherungsunternehmen, Pensionskassen und Pensionsfonds dazu, umfang-
reiche Angaben zu ihren Vertragsbeziehungen mit IT-Dienstleistern zu machen, potentiell über mehrere Ebenen 
von Sub-Unternehmen hinweg.  
 
Nationale Aufsichtsbehörden werden diese Daten u.a. für die Analyse von Konzentrationsrisken und für die Fol-
genabschätzung nach Meldungen über IT-Vorfälle nutzen. Für die Europäischen Aufsichtsbehörden (ESA) bilden 
die Informationsregister eine wichtige Grundlage für die Identifikation derjenigen IKT-Dienstleister, die als „kri-
tisch“ im Sinne der Art. 32 ff. der DORA-Verordnung gelten. Diese kritischen IKT-Dienstleister unterliegen künftig 
einem eigenen, auf europäischer Ebene angesiedelten Überwachungsrahmen. 
 
Für die Vorbereitung auf die Führung der Informationsregister wurden seitens der ESA umfangreiche Informatio-
nen bereitgestellt. Im Sommer 2024 fand eine sog. „Trockenübung“ statt. Auf der dafür von der Europäischen 
Bankenaufsichtsbehörde (EBA) eingerichtete Themenseite wurden leere und beispielhaft ausgefüllte Templates, 
Ausfüllhinweise sowie Fragen und Antworten (Q&A) zusammengestellt. Mitte Dezember 2024 haben die ESA eine 
Auswertung und Bilanz dieser Trockenübung veröffentlicht. Diese Ergebnisse wurden im Rahmen eines Online-
Workshops der ESA am 18. Dezember 2024 präsentiert und weitere Angaben zur Terminplanung des Registers im 
Zeitraum nach dem 17. Januar 2025 gemacht. Alle relevanten Unterlagen, auch eine Videoaufzeichnung des Work-
shops, sollen auf der hier verlinkten Themenseite der EBA veröffentlicht werden.  
 
Zu einer zeitlichen Verzögerung bei der Veröffentlichung hatte in den letzten Wochen ein Dissens zwischen Kom-
mission und ESA über die Frage geführt, welcher „Identifier“ im Informationsregister für IKT-Dienstleister zu ver-
wenden ist. Die ESA hatten sich in ihrem Entwurf für die ausschließliche Verwendung des Legal Entity Identifiers 
(LEI) ausgesprochen (hier definiert von der BaFin). Die Kommission hatte hingegen vorgeschlagen, dass für IKT-
Dienstleister alternativ zum LEI-Code auch die sog. „Einheitliche Europäische Kennung“ (EUID) verwendet werden 
darf. Diese wurde auf Basis einer Richtlinie zu gesellschaftsrechtlichen Fragen (Richtlinie (EU) 2017/1132) sowie 
einer (mittlerweile außer Kraft getretenen) Durchführungsverordnung (EU) 2015/884 zum Zwecke einer europa-
weiten Identifikation von Unternehmen auf Basis ihrer nationalen Handelsregistereinträge geschaffen. Die End-
fassung des technischen Durchführungsstandards ist im Sinne der Kommission ausgestaltet, das heißt die Verwen-
dung von LEI oder EUID als Identifier für IKT-Dienstleister ist möglich.  
 
Weiterer Zeitplan für DORA-Anwender: Am 15. November 2024 haben die ESA bekannt gegeben, dass die natio-
nalen Aufsichtsbehörden ihre aggregierten, auf nationaler Ebene erstellten Informationsregister bis 30. April 2025 
einreichen müssen. Vor diesem Hintergrund haben Vertreter der BaFin angekündigt, ihrerseits die von ihnen be-
aufsichtigten Finanzunternehmen im Anwendungsbereich der DORA mit „etwas zeitlichem Vorlauf“ um die Einrei-
chung ihrer Register zu bitten.  
 
Die Einreichung der Informationsregister durch Finanzunternehmen erfolgt in Deutschland über ein neu einge-
richtetes Fachverfahren im Rahmen der „Melde- und Veröffentlichungsplattform“ (MVP), für das die BaFin im 
Herbst 2024 den Prozess der Melderfreischaltung durchgeführt hat. Die Geschäftsstelle der aba hat dazu folgende 
ergänzende Informationen von der BaFin erhalten: „Bei dem Informationsregister wird von den ESAs ein Data Point 
Model vorgegeben. Das ist in der finalen Version für Frühjahr 2025 angekündigt. Aktuell ist geplant, dass hierfür 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=OJ:L_202402956
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2022/2554/oj?eliuri=eli%3Areg%3A2022%3A2554%3Aoj&locale=de#cpt_V.sct_II
https://www.eba.europa.eu/activities/direct-supervision-and-oversight/digital-operational-resilience-act/preparation-dora-application
https://www.eiopa.europa.eu/esas-dry-run-exercise-shows-goal-reporting-registers-information-under-digital-operational-2024-12-17_en?prefLang=de
https://www.eba.europa.eu/activities/direct-supervision-and-oversight/digital-operational-resilience-act/preparation-dora-application
https://www.bafin.de/DE/Aufsicht/VersichererPensionsfonds/Berichtspflichten/LEI/leicode_node.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32017L1132
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32015R0884)
https://www.eiopa.europa.eu/esas-announce-timeline-collect-information-designation-critical-ict-third-party-service-providers-2024-11-15_en
https://www.linkedin.com/posts/dr-sibel-kocatepe-ll-m-5a7113243_the-esas-announce-timeline-to-collect-information-activity-7263242360451395588-IAz8/?utm_source=share&utm_medium=member_desktop
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BaFin-seitig eine Excel-Datei zur Verfügung gestellt wird, die von den Unternehmen genutzt werden kann, um das 
Register zu pflegen. Wegen der wahrscheinlich engen Zeitfenster wird empfohlen, die zu übermittelten Informati-
onen (siehe ITS zum Informationsregister) jetzt schon vorzubereiten.“ 
 
Ausfüllbare (und europaweit einheitlich einsetzbare) Templates, die von den ESA bereitgestellt werden, wird es 
demnach, anders als im Rahmen der „Trockenübung“, nicht geben. 

// AZ 
 

DORA-Verordnung (2): Kein zeitlicher Aufschub trotz noch fehlender Level II-Regulierungen 

Auch nach der Veröffentlichung des technischen Durchführungsstandards zum Informationsregister (weitere In-
formationen hier) liegen andere Teile der Level II-Regulierung zur DORA-Verordnung (EU) 2022/2554 wenige Wo-
chen vor dem Stichtag für die Anwendung (17. Januar 2025) weiterhin nicht vor. Finanzunternehmen müssen ihre 
Vorbereitungen auf Basis der im Laufe des Jahres 2024 veröffentlichten finalen Entwürfe der Europäischen Auf-
sichtsbehörden (ESA), deren Billigung durch die Kommission noch aussteht, betreiben. Ein Beispiel für einen feh-
lenden Level II-Akt ist der mit hohem Dokumentierungs- und Berichtsaufwand verbundene technische Durchfüh-
rungsstandard über die Untervergabe von IKT-Dienstleistungen zur Unterstützung kritischer oder wichtiger Funk-
tionen (Art. 30 Abs. 5). Ein verlässlicher Überblick über den aktuellen Stand findet sich u.a. auf der regelmäßig 
aktualisierten DORA-Themenseite der BaFin. 
 
Die Rechtsunsicherheit durch das Fehlen finaler Regulierungstexte stellt Finanzunternehmen vor erhebliche 
Schwierigkeiten bei der Vorbereitung auf die Anwendung der DORA-Verordnung. Der europäische Verband der 
betrieblichen Altersversorgung PensionsEurope und der europäische Verband der Paritätischen Einrichtungen des 
Sozialschutzes (AEIP) haben daher (mit Unterstützung der aba) im November 2024 in einem Brief an die ESA an-
geregt, dass für diejenigen DORA-Verordnungen, zu denen finale Level II-Regulierungen noch fehlen, ein sog. „No 
Action Letter“ gemäß Artikel 9a der europäischen Aufsichtsverordnungen ergeht (hier verlinkt: Art. 9a EIOPA-VO 
1094/2010). Dabei hätte es sich um eine Stellungnahme der ESA mit der Empfehlung an die nationalen Aufsichts-
behörden gehandelt, aktive Maßnahmen zur Durchsetzung von Anforderungen der DORA-Verordnung zeitweise 
auszusetzen. Per Antwortbrief hat mittlerweile aber die EIOPA-Vorsitzende Petra Hielkema ein solches Vorgehen 
ausgeschlossen. Hinsichtlich der Herausforderungen speziell für EbAV wurde auch auf zeitliche Spielräume in den 
ersten Monaten ab dem 17. Januar 2025 hingewiesen, wie etwa bei den Informationsregistern (näher behandelt 
in diesem Artikel), die erst Ende April 2025 bei den ESA vorliegen müssen. 
 
Die BaFin hat im Vorfeld des näher rückenden Anwendungstermins der DORA-Verordnung ihr oben genanntes 
Informationsangebot weiter ausgebaut. Am 17. Dezember 2024 wurde eine grafische Darstellung aller im Rahmen 
der DORA-Anwendung dokumentationspflichtigen Unterlagen veröffentlicht, gegliedert nach Artikeln der Verord-
nung und Dokumentarten. Die Darstellung macht die umfangreichen und detaillierten Anforderungen an Finanz-
unternehmen auch optisch gut sichtbar. Sie umfasst im Einzelnen vier „Strategien“, fünf „Leitlinien“, 16 „Richtli-
nien“ und 37 „weitere Dokumente“ (Verfahrensbeschreibungen, Pläne sowie Inventare und Register, darunter 
auch das vorstehend behandelte Informationsregister). 
 
In Bezug auf die Zukunft der BaFin-Rundschreiben über Versicherungsaufsichtliche Anforderungen an die IT (VAIT, 
BAIT, KAIT, ZAIT), deren Außerkraftsetzung für DORA-Anwender seitens BaFin mehrfach in Aussicht gestellt wurde, 
gab es bis 20. Dezember 2024 noch keine Information auf der BaFin-Website. EIOPA wiederum hat am 20. Dezem-
ber 2024 zwei für den Solvency II-Bereich geltende Leitlinien, u.a. zu Cloud-Auslagerungen, außer Kraft gesetzt, 
mit dem Ziel, überschneidende Regulierungen zu vermeiden.  
 
Veranstaltungshinweis: Die aba bietet zur Weiterbildung v.a. für Aufsichtsräte in EbAV am 25. Februar 2025 (und 
bei Bedarf auch am nochmals am 12. März 2025) das digitale Seminar „Digitale operationelle Resilienz bei EbAV“ 
an. 

// AZ, SD 
 

https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2022/2554/oj?eliuri=eli%3Areg%3A2022%3A2554%3Aoj&locale=de#cpt_V.sct_II
https://www.bafin.de/DE/Aufsicht/DORA/DORA_node.html
https://pensionseurope.eu/pensionseurope-and-aeip-ask-esas-to-deliver-no-actions-letter-on-dora-enforcement/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02010R1094-20200101#:~:text=%E2%96%BCM2-,Artikel%209a,Garantien%20der%20Verfahrensaussetzung,-(1)%C2%A0%C2%A0Die%20Beh%C3%B6rde
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02010R1094-20200101#:~:text=%E2%96%BCM2-,Artikel%209a,Garantien%20der%20Verfahrensaussetzung,-(1)%C2%A0%C2%A0Die%20Beh%C3%B6rde
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/Anlage/dl_anlage_DORA_Dokumentationsanforderungen_1.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.eiopa.europa.eu/eiopa-revokes-previous-guidelines-avoid-duplications-and-overlaps-dora-2024-12-19_en?prefLang=de
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-02-25-digitale-operationelle-resilienz-bei-ebav
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DORA-Verordnung (3): VAG-Änderung durch FinmadiG weitet Abschlussprüferpflichten aus 

Am 18. Dezember 2024 verabschiedete der Deutsche Bundestag in 2./3. Lesung mit den Stimmen der Fraktionen 
von SPD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen sowie der CDU/CSU-Fraktion den Gesetzentwurf der Bundesregierung für 
ein Finanzmarktdigitalisierungsgesetz mit den bereits im April 2024 in der Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses vorgeschlagenen Änderungen. 
 
Vorbehaltlich der Zustimmung des Bundesrats am 20. Dezember 2024 wird somit am 30. Dezember 2024 eine 
Erweiterung des § 35 Abs. 1 VAG über die Pflichten des Abschlussprüfers in Kraft treten. Eine neu eingefügte Nr. 10 
macht die Überprüfung der Einhaltung nahezu aller materieller Vorgaben der DORA-Verordnung zum Gegenstand 
der Abschlussprüfung. Wie bereits in der Ausgabe des Newsletters bAV-Update 2|2024 formuliert, ist zu erwarten, 
dass den Wirtschaftsprüfern dadurch künftig auch im Hinblick auf DORA eine wichtige Rolle zukommen wird. Eine 
Konkretisierung der Prüfpflichten, etwa in Form eines Prüfungshinweises des Instituts der Wirtschaftsprüfer 
(IDW), ist zu erwarten. 
 
Die erweiterte Prüfung ist anzuwenden auf Rechnungslegungsunterlagen für ein nach dem 31. Dezember 2024 
beginnendes Geschäftsjahr, in vielen also erstmals im Jahr 2026 im Rahmen von Abschlussprüfungen für das Ge-
schäftsjahr 2025. 

// AZ, SD 
 

FIDA-Verordnungsvorschlag: Trilogverhandlungen starten Anfang 2025 

Der Rat hat am 4. Dezember 2024 eine „gemeinsame Ausrichtung“ zum Verordnungsvorschlag der Kommission 
für einen gemeinsamen Rahmen für den Zugang zu Finanzdaten (Financial Data Acess, nachfolgend FIDA-VO) be-
schlossen (Links zur Rats-Pressemitteilung und zum Beschlussdokument). Ebenfalls hat am 4. Dezember 2024 der 
federführende EP-Ausschuss ECON mit 40 Ja-Stimmen, 5 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung die Aufnahme interin-
stitutioneller Verhandlungen beschlossen und den am 30. April 2024 angenommenen Abschlussbericht des ECON-
Ausschusses bestätigt. Damit liegen die Voraussetzungen für im Jahr 2025 startende Trilogverhandlungen zwi-
schen Kommission, Rat und Europäischen Parlament (EP) vor. 
 
Die aba lehnt, begründet u.a. in einem Positionspapier von Ende 2023, eine Einbeziehung von Vorsorgedaten aus 
betrieblicher Altersversorgung sowie von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) in den Anwen-
dungsbereich ab. EbAV und Lebensversicherungsunternehmen müssten ansonsten als „Dateninhaber“ sog. „Da-
tennutzern“ oder „Finanzinformationsdienstleistern“ über Datenschnittstellen mit Einwilligung der Kunden Zu-
gang zu Vorsorgedaten verschaffen und so die Voraussetzungen etwa für neuartige Beratungsdienstleistungen 
schaffen. Eine Doppelstruktur zu bereits vorhandenen nationalen Tracking-Systemen wie der Digitalen Renten-
übersicht ist aus Sicht der der aba nicht sinnvoll, auch mit Blick auf den engen Geltungsbereich des VO-Vorschlags: 
Gesetzliche Rentenansprüche (1. Säule) und viele private Vorsorgeprodukte (3. Säule) wären nicht erfasst, 
wodurch FIDA-basierte Dienste nur ein stark unvollständiges Bild der Grundlagen der Altersvorsorge liefern wür-
den. 
 
KOM, Rat und EP gehen somit mit folgenden Positionen in die Verhandlungen. 
 
Der KOM-Vorschlag von 28. Juni 2023 sieht folgendes vor: 
 Gemäß Artikel 2 Abs. 1 Buchst. c) befinden sich „Ruhegehaltsansprüche aus betrieblichen Altersversorgungs-

systemen gemäß der Richtlinie 2009/138/EG und der Richtlinie (EU) 2016/2341 des Europäischen Parlaments 
und des Rates“ im Anwendungsbereich, ebenso wie gem. Artikel 2 Abs. 2 Buchst. k) „Einrichtungen der be-
trieblichen Altersversorgung“ (neben i)„Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen). 

 Laut Erwägungsgrund (EW) 15 dürfte „der Austausch von Daten im Zusammenhang mit der betrieblichen und 
privaten Altersvorsorge […] zur Entwicklung von Instrumenten zur Pensions- und Rentenaufzeichnung beitra-
gen, die den Sparern einen umfassenden Überblick über ihre Ansprüche und ihr Renteneinkommen sowohl 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/102/2010280.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/111/2011178.pdf
https://www.aba-online.de/application/files/7317/1983/3671/20240628_bAV_Update_2_2024.pdf
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2024/12/04/capital-markets-union-council-agrees-to-make-consumers-financial-data-more-accessible/
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16312-2024-INIT/en/pdf
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/positionspapiere/2023-12-07-position-und-fragen-der-aba-zum-verordnungsvorschlag-der-eu-kommission-ueber-einen-rahmen-fuer-den-zugang-zu-finanzda
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52023PC0360
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innerhalb einzelner Mitgliedstaaten als auch grenzüberschreitend in der Union bieten.“ Aussagen zum Ver-
hältnis dieser Instrumente zu nationalen Trackingsystemen trifft der KOM-Vorschlag nicht.  

 
Der vor den Wahlen zum EP im ECON-Bericht verabschiedete Bericht, der mittlerweile auch formell als Verhand-
lungsmandat des EP in den Trilogverhandlungen bestätigt wurde, trifft folgende Festlegungen: 
 Lediglich Daten aus betrieblichen Vorsorgesystemen, die „allen interessierten Verbrauchern offenstehen (…)“ 

sollen im Anwendungsbereich liegen und analog auch nur EbAV, „die für alle interessierten Verbraucher zu-
gänglich sind, ausgenommen kleine EbAV im Sinne von Artikel 5 der Richtlinie (EU) 2016/2341“. 

 Mit Bezug auf Rententracking-Systeme schlägt des EP eine Ergänzung des EW 15 um folgenden, auszugsweise 
zitierten Satz vor: „Zur Vermeidung von doppelten Datenverwaltungskosten sollte Dateninhabern, die in vor-
handene nationale Aufzeichnungsdienste einzahlen, der Einsatz von vorhandenen technischen Schnittstellen 
und allgemeinen Normen gestattet werden, die bereits als Teil dieser Systeme entwickelt wurden …“. 

 
Die Gemeinsame Ausrichtung des Rats sieht folgendes vor: 
 Daten aus betrieblicher Altersversorgung sollen aus der Aufzählung der von der FIDA-VO erfassten Datenarten 

gestrichen werden. Allerdings würden EbAV unter folgender Voraussetzung im Anwendungsbereich bleiben: 
„insofar as they manage personal pension products“. Die für Art. 3 Buchst. f) neu vorgeschlagene Definition 
von „personal pension products“ verweist auf Art. 2 Buchst. 8f) der PEPP-Verordnung (EU) 2019/1238. Dort 
wird ein „privates Altersvorsorgeprodukt definiert, auszugsweise zitiert als ein „auf einem freiwilligen Vertrag 
zwischen einem einzelnen Sparer und einem Unternehmen“ beruhendes Produkt, das „weder ein gesetzliches 
noch ein betriebliches Altersvorsorgeprodukt ist.“ 

 Die Aussagen in EW 15 zum möglichen Nutzen der FIDA-VO für die Altersvorsorge werden grundlegend über-
arbeitet und durch zusätzliche Erwägungsgründe 15a und 15b ergänzt. Der Rat folgt dabei dem Anliegen des 
ECON-Berichts, „doppelte Datenverwaltungskosten“ zu vermeiden. Nationale Trackingsysteme als Datenin-
haber sollen durch eine Änderung von Art. 2 Abs. 3 explizit vom Anwendungsbereich ausgeschlossen werden. 

 
Ausblick: Der europäische Verband der betriebliche Altersversorgung PensionsEurope und aba werden die Trilog-
verhandlungen Anfang 2025 weiter begleiten. Eine Aktualisierung des gemeinsamen Positionspapiers im Lichte 
der Gemeinsamen Ausrichtung des Rats ist geplant.  

// AZ, SD 
 

VERSCHIEDENES 

Rentenversicherungs- und Alterssicherungsbericht 2024 erschienen 

Am 13. November 2024 hat die Bundesregierung den jährlich erscheinenden Rentenversicherungsbericht 2024 
veröffentlicht, ergänzt um den im Rhythmus von vier Jahren erscheinenden Alterssicherungsbericht 2024.  
 
Der Rentenversicherungsbericht gibt Auskunft über die aktuelle Situation der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Basierend auf einer Bestandsaufnahme der Entwicklung in den zurückliegenden Jahren werden Einnahmen und 
Ausgaben sowie die Entwicklung der Nachhaltigkeitsrücklage in den kommenden fünf Jahren (bis 2028) vorausbe-
rechnet und eine Beitragssatzprognose für die kommenden 15 Jahre (bis 2038) vorgenommen.  
 
Der Alterssicherungsbericht gibt einen Überblick über die verschiedenen Alterssicherungssysteme, die Einkom-
menssituation der heutigen Rentner, die Verbreitung der zusätzlichen Altersvorsorge und das künftige Versor-
gungsniveau. Er enthält folgende für die betriebliche Altersversorgung besonders interessante Teile: Der Alterssi-
cherungsbericht behandelt in Teil A, Kapitel 4 die Situation der „Zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des öffentlichen und kirchlichen Dienstes“. Teil D widmet sich der 
„Steuerliche[n] Förderung und Grad der Verbreitung von betrieblicher und privater Altersvorsorge“. Die für die 
betriebliche Altersversorgung besonders relevanten Tabellen D.1.1 und D.1.2 weisen mit 20,9 Millionen eine im 
Vergleich zu 2021 fast konstante Zahl von Anwartschaften aus, aber eine infolge eines starken Anstiegs der 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019R1238
https://pensionseurope.eu/pensionseurope-position-paper-on-the-ecs-proposal-for-a-fida/
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/rentenversicherungsbericht-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/alterssicherungsbericht-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Beschäftigtenzahlen rückläufige Verbreitungsquote (51,9 Prozent). Die Verbreitungsquote ist der Anteil der sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigten mit einer bAV an allen sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten.  
 
Im Dezember 2024 hat auch der Sozialbeirat, ein beim BMAS angesiedeltes Beratungsgremium, sein Gutachten zu 
beiden Berichten veröffentlicht. Der Sozialbeirat besteht aus Vertretern der Arbeitgeber, der Versicherten, der 
Wissenschaft und der Bundesbank. 

// AZ 
 

OECD Pensions Outlook 2024 

Am 2. Dezember 2024 wurde der im zweijährigen Rhythmus erscheinende OECD Pension Outlook 2024 veröffent-
licht. Der Bericht stellt fest, dass im Lauf der vergangenen beiden Jahrzehnte die von Altersversorgungseinrichtun-
gen gehaltenen Pensionsvermögen weltweit stark angewachsen sind. In entwickelten Volkswirtschaften ent-
spricht es mittlerweile durchschnittlich 55 Prozent des Bruttoinlandsprodukts, wobei Deutschland hier einen der 
letzten Plätze belegt. Auch in vielen Schwellen- und Entwicklungsländern halten Altersversorgungseinrichtungen 
Pensionsvermögen von mehreren hundert Milliarden US-Dollar. In OECD-Staaten spart über die Hälfte der Bevöl-
kerung im arbeitsfähigen Alter in ein kapitalgedecktes Altersversorgungssystem an. Altersversorgungseinrichtun-
gen sind zudem die größten Investoren auf den globalen Finanzmärkten: Ende 2023 besaßen sie fast 20 Prozent 
des weltweiten Börsenkapitals.  
 
In Anbetracht der zunehmenden wirtschaftlichen und finanziellen, aber auch sozialen Bedeutung von Altersver-
sorgungseinrichtungen stellt die OECD folgendes fest: 
 
 Kapitalgedeckte Altersversorgungssysteme sollten möglichst inklusiv sein. Speziell die Belange von Beschäf-

tigten, die nicht unter einen Tarifvertrag fallen, sowie von Selbstständigen sollten berücksichtigt werden. 
 Finanzielle Anreizstrukturen haben sich zwar verbessert, dennoch bleiben steuerliche Regeln komplex und die 

Parameter für finanzielle Anreize werden nicht in allen Fällen regelmäßig aktualisiert. 
  Aktienanlagen führen zu höheren Renten, allerdings stellt die Volatilität ein Risiko kurz vor dem Rentenbeginn 

dar. 
 Die Auszahlphase von DC-Systemen sollte unter Berücksichtigung ihrer Rolle im gesamten Rentensystem ei-

nes Staates ausgestaltet werden.  
 Immobilienrenten („home equity release products“) können die finanzielle Lage von Immobilienbesitzern im 

Ruhestand verbessern, allerdings erfordern sie einen angemessenen Verbraucherschutz. 
 Rententrackingsysteme (wie z. B. die Digitale Rentenübersicht in Deutschland) können, sofern sie sorgfältig 

ausgestaltet sind und betrieben werden, Bürgern helfen, ihren Ruhestand besser zu planen. 
// XK 

 

OECD Pension Markets in Focus 2024 

Am 2. Dezember 2024 ist die aktuelle Ausgabe der OECD-Publikation Pension Markets in Focus erschienen, welche 
aktuelle Zahlen zu kapitalgedeckter Altersversorgung in den OECD-Staaten und darüber hinaus beinhaltet. Zent-
rale Aussagen der diesjährigen Ausgabe sind: 
 
 Das aggregierte Pensionsvermögen („pension assets“) in OECD-Staaten wuchs im Jahr 2023 nominal um 10 % 

und erreichte zum Jahresende 63,1 Billionen USD. Das Niveau von 2021 ist damit allerdings noch nicht wieder 
erreicht. 

 Die Entwicklung im Jahr 2023 entspricht dem langfristigen Trend des Wachstums des Rentenkapitals trotz 
Episoden des Rückgangs wie während der Finanzkrise 2008 und der COVID-19-Pandemie. 

 Die Vermögenswerte von DB-Systemen sind 2023 stärker gewachsen als deren Verbindlichkeiten. Dennoch 
setzt sich der Trend von weg von DB hin zu DC fort. 

// XK 

  

https://sozialbeirat.de/media/jahresgutachten2024_end_mu.pdf
https://www.oecd-ilibrary.org/finance-and-investment/oecd-pensions-outlook-2024_51510909-en
https://www.oecd.org/en/publications/pension-markets-in-focus-2024_b11473d3-en.html
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PensionsEurope Annual Conference 2025 

Die nächste Jahreskonferenz unseres europäischen Verbands PensionsEurope wird am 10. April 2025 in Bukarest 
(Rumänien) stattfinden. Das Programm wird in Kürze verfügbar sein. Die Registrierung ist bereits jetzt unter die-
sem Link möglich.  

// XK 
 

aba-Beitrag für ein PensionsEurope Webinar 

Im Rahmen der European Retirement Week 2024 fand am 26. November 2024 ein von PensionsEurope organ-
isiertes Webinar zum Thema "Webinar: “Future-Proofing Retirement in Europe: The need for more funded pen-
sions” statt. Im Rahmen dieser Veranstaltung trat auch Beate Petry in ihren Rollen als Head of Pensions & Benefits 
bei BASF und designierte aba-Vorsitzende auf.  
 
In dem Video und der anschließenden Podiumsdiskussion gab Frau Petry unter anderem Einblicke, wie BASF seine 
Altersversorgung gestaltet und erfolgreich den Beschäftigten näherbringt und äußerte sich zur Rolle der EU beim 
notwendigen Ausbau der kapitalgedeckten Altersversorgung. 
 
Die Aufzeichnung des gesamten Webinars (120 Minuten) wurde von PensionsEurope auf Youtube veröffentlicht. 
Zu dieser Aufzeichnung gelangen Sie hier. 

// XK/SD 
 

Veranstaltungsberichte zu den aba-Herbsttagungen 

Am 25. bzw. 26. September 2024 fanden die jährlich ausgerichteten aba-Fachtagungen „EbAV-Aufsichtsrecht“ und 
„Pensionskassen“ in Bonn statt. Ausführliche Veranstaltungsberichte finden sich auf dem Fachportal Pensions.In-
dustries (EbAV-Aufsichtsrechtstagung) sowie der aba-Website (Pensionskassen-Fachtagung). 
 
Über die Tagung der Fachvereinigung Mathematische Sachverständige am 18. September 2024 wurde ebenfalls 
bei Pensions.Industries berichtet (hier und hier). 

// XK / SD 
 

 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Für Rückfragen stehen Ihnen gern zur Verfügung:  

St Klaus.Stiefermann@aba-online.de  
Dr Sabine.Drochner@aba-online.de  
SD Cornelia.Schmid@aba-online.de  
XK Xaver.Ketterl@aba-online.de 
MK Markus.Klinger@aba-online.de 
AZ Andreas.Zimmermann@aba-online.de 

https://pensionseurope.eu/event/pensionseurope-annual-conference/
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte/2024-12-06-beate-petry-ueber-die-rolle-der-eu-der-alterssicherungspolitik
https://www.youtube.com/channel/UC9AY0YnD0hZlI_JOpvVz5Nw
https://pensions.industries/zwischen-goldstandard-und-geringem-potential/
https://pensions.industries/zwischen-goldstandard-und-geringem-potential/
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte/2024-11-14-aba-tagung-der-fachvereinigung-pensionskassen-2024
https://pensions.industries/der-nebel-der-sich-nicht-lichten-will/
https://pensions.industries/und-der-ritt-in-den-sonnenuntergang/
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TAGUNGEN 2025 

18. März 2025 Forum Steuerrecht 
Dorint Hotel Mannheim 
 

19. März 2025 Forum Arbeitsrecht 
Dorint Hotel Mannheim 
 

01. April 2025 Digitaler Infotag Versorgungsausgleich 
in Planung 
 

13./14. Mai 2025 87. Jahrestagung, Berlin 
Hotel Titanic Chaussee Berlin und im Live-Stream 
 

25. September 2025 Tagung der Fachvereinigung Mathematische Sachverständige, Königswinter 
Maritim Hotel Königswinter und im Live-Stream 
 

30. September 2025 Tagung „Aufsichtsrecht für EbAV“, Bonn 
Ameron Bonn Hotel Königshof und im Live-Stream 
 

01. Oktober 2025 Tagung der Fachvereinigung Pensionskassen, Bonn 
Ameron Bonn Hotel Königshof und im Live-Stream 

 
 

SEMINARE 2025 

 

19. Februar 2025 
SOKA-BAU Wiesbaden 

Überwachung des Sicherungsvermögens 
Seminar für Treuhänder 
Zusatzseminar 

 

25. Februar 2025 | 14 – 16 Uhr 
Teams-Webinar  

Digitale operationelle Resilienz bei EbAV 
Weiterbildung für Geschäftsleitung und Aufsichtsgremien 
zu den Anforderungen der DORA-VO 
Online Zusatzseminar 

 

10. bis 13. März 2025 
Mannheim 
09. bis 12. September 2025 
Mannheim 

Grundzüge der betrieblichen Altersversorgung 
Basisseminar mit Workshop  

 

07. bis 11. April 2025 
Dresden 
02. bis 06. Juni 2025 
Dortmund  

und 2 weitere Termine 

Systematische Einführung in das Arbeitsrecht der  
betrieblichen Altersversorgung 
Grundlagen-/Wochenseminar 

Überwachung des 
Sicherungsvermö-
gens 

Digitale  
operationelle  
Resilienz bei EbAV 

Grundzüge  
der  
betrieblichen  
Altersversorgung 

Systematische  
Einführung in  
das Arbeitsrecht 
der betrieblichen 
Altersversorgung 

https://www.aba-online.de/weiterbildung/tagungen/alle-tagungen/2025-03-18-forum-steuerrecht-fsr25/966b4709b5d2a7a47a578fb9cf0065fb
https://www.aba-online.de/weiterbildung/tagungen/alle-tagungen/2025-03-19-forum-arbeitsrecht-far25
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-02-19-ueberwachung-des-sicherungsvermoegens-seminar-fuer-treuhaender
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-02-19-ueberwachung-des-sicherungsvermoegens-seminar-fuer-treuhaender
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-02-25-digitale-operationelle-resilienz-bei-ebav
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-02-25-digitale-operationelle-resilienz-bei-ebav
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-02-25-digitale-operationelle-resilienz-bei-ebav
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare?cat=78
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-04-07-systematische-einfuehrung-das-arbeitsrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-ar125
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-04-07-systematische-einfuehrung-das-arbeitsrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-ar125
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05. bis 09. Mai 2025 
Kassel 
30. Juni bis 04. Juli 2025 
Künzell (Fulda) 

Systematische Einführung in das Steuerrecht der  
betrieblichen Altersversorgung 
Grundlagen-/Wochenseminar 

 

05. bis 06. Juni 2025 
Kassel 

Versorgungsausgleich für Betriebsrenten 
Vertiefungsseminar 

 

03. bis 04. Juli 2025 
Künzell (Fulda) 

Internationale und Deutsche Rechnungslegung für  
Pensionen u. ä. Verpflichtungen 
Vertiefungsseminar 

 

14. bis 15. Juli 2025 
Unterhaching (München) 

Grundzüge der Pensionskasse: Fortbildung für Mitarbei-
ter, Vorstände und Aufsichtsräte 
Vertiefungsseminar 

 

23. bis 25. September 2025 
Würzburg 

Kapitalanlage in der betrieblichen Altersversorgung 
Vertiefungsseminar 

 
Weitere Termine, Informationen und Anmeldung für unsere Veranstaltungen unter: www.aba-online.de  
 
Die nächste Ausgabe der Verbandszeitschrift BetrAV mit ausführlichen Berichten, Analysen und Standpunkten er-
scheint am 30. Januar 2025. aba-Mitglieder finden zusätzliche Informationen und weitere Services im Mitglieder-
bereich der aba-Website. 
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https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-05-05-systematische-einfuehrung-das-steuerrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-sr125
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-05-05-systematische-einfuehrung-das-steuerrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-sr125
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-06-05-versorgungsausgleichsrecht-fuer-betriebsrenten-sva25
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-07-03-internationale-und-deutsche-rechnungslegung-fuer-pensionen-und-aehnliche-verpflichtungen-irl25
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-07-03-internationale-und-deutsche-rechnungslegung-fuer-pensionen-und-aehnliche-verpflichtungen-irl25
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-07-03-internationale-und-deutsche-rechnungslegung-fuer-pensionen-und-aehnliche-verpflichtungen-irl25
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-07-03-internationale-und-deutsche-rechnungslegung-fuer-pensionen-und-aehnliche-verpflichtungen-irl25
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2025-09-23-kapitalanlage-der-betrieblichen-altersversorgung-skap25
http://www.aba-online.de/
https://www.aba-online.de/login
https://www.aba-online.de/login
mailto:info@aba-online.de

